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SCHRIFTLICHE AUSFERTIGUNG DES AM 07.02.2018 MUNDLICH VERKUNDETEN
ERKENNTNISSES

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Dr. Isabella ZOPF als Einzelrichterin Gber die Beschwerde von
XXXX, geb. XXXX, StA. Volksrepublik Bangladesch, vertreten durch RA. Mag. OBERSCHLICK, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes (im Folgenden: BAA) vom 08.03.2017, ZI. XXXX, nach Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung
am 07.02.2018 zu Recht erkannt:

A) Die Beschwerde wird gem. 88 57, 10 Abs. 1 Z. 3 Asylgesetz 2005

idgF iVm 8§ 9 BFA-VG idgF sowie 88 52 Abs. 2 Z. 2 und Abs. 9, 46 und 55 FPG 2005 idgF als unbegrindet abgewiesen.
B) Die Revision ist gemaR Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

I.1. Der Beschwerdefiihrer (in weiterer Folge kurz als "BF" bezeichnet), ein Staatsangehdriger von Bangladesch, brachte
nach nicht rechtmaRiger Einreise am 10.2.2013 bei der belangten Behorde einen Antrag auf internationalen Schutz ein.


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/9

I.2. Der Antrag des BF auf internationalen Schutz wurde mit Bescheid der belangten Behérde vom 14.2.2013 gemal® 3
Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen und der Status eines Asylberechtigten nicht zuerkannt. Gem.§ 8 Abs. 1 AsylG wurde der
Status eines subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Bangladesch nicht zugesprochen. Gem. 8 10
Abs. 1 AsylG 2005 wurde der BF aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Bangladesch ausgewiesen.

I.3. Die gegen diesen Bescheid fristgerecht erhobene Beschwerde wurde mit Erkenntnis des
Bundesverwaltungsgerichtes vom 14.4.2016 (schriftlich ausgefertigt am 6.7.2016) gem. 8 3 Abs.1 und 8 Abs. 1
Asylgesetz 2005 als unbegriindet abgewiesen. Gem. 8 75 Abs. 20 Asylgesetz 2005 wurde das Verfahren zur Prafung der

Zulassigkeit einer Riickkehrentscheidung an das BFA zurlickverwiesen.

4. Mit dem nunmehr angefochtenen Bescheid des BFA wurde dem BF ein Aufenthaltstitel aus
bericksichtigungswirdigen Grunden gemal § 57 AsylG nicht erteilt. GemalR§ 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm & 9 BFA-VG
wurde eine Ruckkehrentscheidung gemal 8 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen und gemal38 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass
eine Abschiebung des BF nach Bangladesch gemaR 8 46 FPG zuldssig sei. Gemal3 8 55 Abs. 1 bis 3 FPG betrage die Frist
far die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechtskraft der Ruckkehrentscheidung.

I.5. In der gegen diesen Bescheid fristgerecht erhobenen Beschwerde wurde neben allgemeinen Ausfiihrungen und
Wiederholungen im Wesentlichen ausgefiihrt, dass der BF seit Giber 4 Jahren in Osterreich und nachhaltig integriert sei.
Er sei unbescholten und habe die B1 Prifung abgelegt. AuBerdem habe der BF zahlreiche Unterstitzungsschreiben
vorgelegt. Er arbeite als Stellvertreter eines Zeitungszustellers und verdiene monatlich 1.200,- Euro, weshalb von
seiner Selbsterhaltungsfahigkeit auszugehen sei. Er beziehe auch keine Grundversorgung mehr. Aul3erdem habe der
BF einen arbeitsrechtlichen Vorvertrag und viele Freunde und Bekannte in Osterreich. Er sei Mitglied in vielen Vereinen
und nehme rege am sozialen Leben in Osterreich teil. Er sei Mitglied beim RK, wo er auch immer wieder spende, bei Al,
bei den XXXX Bibliotheken. Nebenbei engagiere sich der BF bei der Bangladesch-Osterreichischen Gesellschaft und
beim Bangladesch Cricket Club.

I.6. Fir den 7.2.2018 lud das BVwG die Verfahrensparteien zu einer 6ffentlichen, mindlichen Verhandlung, an der der
BF mit seiner Rechtsvertreterin teilnahm.

I.7. Hinsichtlich des Verfahrensganges im Detail wird auf den Akteninhalt verwiesen.
Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1. Feststellungen (Sachverhalt)

I1.1.1. Der Beschwerdefuhrer:

Beim BF handelt es sich um einen im Herkunftsstaat der Mehrheits- und Titularethnie angehdérigen Bengalen, welcher
aus einem Uberwiegend von Bengalen bewohnten Gebiet stammt und sich zum Mehrheitsglauben des Islam bekennt.
Der BF ist ein junger, gesunder, arbeitsfahiger Mann mit bestehenden familiaren Anknupfungspunkten im
Herkunftsstaat und einer -wenn auch auf niedrigerem Niveau als in Osterreich- gesicherten Existenzgrundlage.

Der Vater, 3 Geschwister, die Ehefrau sowie 2 Kinder des BF leben nach wie vor im Herkunftsstaat.
Der BF hat keine relevanten familidren und privaten Anknipfungspunkte in Osterreich.

Die Identitat des BF steht nicht fest.

I1.1.2. Die Lage in der Volksrepublik Bangladesch:

1. Bewegungsfreiheit

Artikel 36 der Verfassung garantiert die Freizlgigkeit. Blrger ist es somit gestattet sich auch in anderen Landesteilen
niederzulassen (AA 14.1.2016; vgl. Freedom House 1.2017). Es liegen auch keine Einschrankungen hinsichtlich der Ein-
oder Ausreise vor (OB New Delhi 12.2016; vgl. Freedom House 1.2017). Personen, die in der Vergangenheit bereits
ihren Pass verloren haben, bekommen allerdings oft nur Reisepasse, die nur wenige Monate gultig sind, ausgestellt.
Generell kommt es zu teils enormen Verzégerung bei der Reisepassausstellung (OB New Delhi 12.2016). Auch manche
Oppositionspolitiker berichten von langen Verzdgerungen bei der Erneuerung von Reisepdssen, zusatzlich von

Belastigungen und Verzégerungen an Flughafen (USDOS 3.3.2017).
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Frauen brauchen keine Erlaubnis ihrer Vater oder Ehemanner um zu reisen. Minderjahrige Uber 12 Jahre brauchen
keinen gesetzlichen Vertreter um einen Pass zu beantragen. Sie dirfen auch alleine reisen, bedlrfen dazu aber eines
speziellen, von einem Elternteil unterschriebenen Formulars (OB New Delhi 12.2016).

Grundsatzlich respektiert die Regierung die Rechte der inldndischen und auslandischen Bewegungsfreiheit und
Emigration und Ruckkehr von Burgern, mit Ausnahme der zwei sensiblen Regionen, Chittagong Hill Tracts und Cox's
Bazar (USDOS 3.3.2017). Die Regierung hat 2015 Restriktionen fur auslandische Reisende in diese Gebiete, in denen
viele nichtregistrierte Rohingyas aufBerhalb der zwei offiziellen Fliichtlingscamps in den Stadten und Dérfern leben,
angekindigt, allerdings war die Art der Umsetzung zum damaligen Zeitpunkt noch unklar (OB New Delhi 12.2016).

Ein Ausreiseverbot besteht fiir Verdachtige an den Kriegsverbrechen wéhrend des Unabhéangigkeitskriegs 1971 (OB
New Delhi 12.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (14.1.2016): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Volksrepublik
Bangladesch

FH - Freedom House (1.2017): Freedom in the World 2017 - Bangladesh,
http://www.ecoi.net/local_link/341770/485095_de.html, Zugriff 28.6.2017

OB New Delhi (12.2016): Asyllanderbericht

USDOS - US Department of State (3.3.2017): Country Report on Human Rights Practices 2016 - Bangladesh,
http://www.ecoi.net/local_link/337142/479908_de.html, Zugriff 28.6.2017

1.1. Meldewesen
Es existiert kein staatliches Meldewesen oder Staatsangehérigkeitsregister in Bangladesch (OB New Delhi 12.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (14.1.2016): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Volksrepublik
Bangladesch

OB New Delhi (12.2016): Asyllanderbericht
2. Grundversorgung und Wirtschaft

Die Grundversorgung mit Nahrungsmitteln hat sich in den vergangenen Jahren wesentlich verbessert. Bei regionaler
Nahrungsmittelknappheit werden von der Regierung Bezugsscheine fir staatliche Nothilferationen ausgegeben.
Sonstige staatliche Hilfe fur bedurftige Personen gibt es nicht. Nichtstaatliche Unterstitzung durch religios
ausgerichtete Wohltatigkeitsvereine und andere NGOs kann in Anbetracht der hohen Bevodlkerungszahl nur einem
kleinen Teil der Bedurftigen geleistet werden. Eine flachendeckende soziale Absicherung besteht nicht (AA 14.1.2016).
Obwohl die Armutsquote in den letzten zwei Dekaden zurlickging, leben weiterhin fast 26,5% der Bevolkerung (ca. 44
Millionen) unterhalb der Armutsgrenze von 1,25 USD. Unter- sowie Fehlerndhrung bleiben weit verbreitete
Phanomene. Das Bevolkerungswachstum liegt bei 1,34%, die Geburtenziffer je Frau bei 2,24 (AA 3.2017).

Die Volkswirtschaft Bangladeschs hat sich - zumindest in monetarer Hinsicht - in den Jahren seit der Unabhangigkeit
von einer vorwiegend landwirtschaftlich gepragten Okonomie zu einer Industrie- und Dienstleistungsékonomie
gewandelt. Der traditionell stark entwickelte Sektor der Landwirtschaft tragt heute nur noch knapp ein Sechstel zum
BIP bei (GIZ 6.2017). Allerdings ist etwa die Halfte der Bevdlkerung in der Landwirtschaft beschaftigt - mit Reis als



allerwichtigstem Erzeugnis (CIA 26.7.2017). Demgegentber steht ein erheblicher Bedeutungsgewinn des industriellen
Sektors und des Dienstleistungsbereichs (GIZ 6.2017), auf den 2016 geschatzt 56,3% des BIP gefallen sind (CIA
26.7.2017).

Bangladeschs Wirtschaft ist seit 1996 jahrlich um rund 6% gewachsen, trotz politischer Instabilitat, schlechter
Infrastruktur, Korruption, unzureichender Stromversorgung, langsamer Umsetzung der Wirtschaftsreformen (CIA
26.7.2017).

Der Export von Kleidungsstlicken, das Rlckgrat des Industriesektors Bangladeschs, der 80% der Exporte ausmacht, hat
im Jahr 2016 Uber 25 Milliarden USD Uberstiegen.

Der Sektor wachst trotz einer Reihe von Fabriksunfallen, bei denen mehr als 1.000 Arbeiter getotet wurden, sowie
ldahmenden Streiks wie beispielsweise einer landesweiten, mehrere Monate dauernden Transportblockade, die Anfang
2015 durch die Opposition veranlasst wurde, weiterhin (CIA 26.7.2017).

Ein verldssliches Wachstum des Exports von Kleidungsstiicken kombiniert mit Uberweisungen von Bangladeschi aus
Ubersee, die sich 2016 auf etwa 15 Milliarden USD und 8% des BIP beliefen, machen den groften Anteil an
Bangladeschs Leistungsbilanz und steigenden Devisenreserven aus (CIA 26.7.2017). Ungeachtet des Wachstums der
Textilindustrie ist die Struktur des industriellen Sektors nach wie vor durch die Be- und Verarbeitung von
Agrarprodukten, eine geringe Diversifizierung, viele Betriebe der Klein- und Heimindustrie und nur wenige groRe und
mittlere Betriebe gekennzeichnet. Die Schllsselindustrien sind in den GroBRrdumen Dhaka und Chittagong
konzentriert. Im Dienstleistungssektor arbeiten etwa 30% der Erwerbsbevdlkerung Bangladeschs, die mehr als die
Halfte des BIP durch Dienstleistungen erwirtschaften (GIZ 6.2017).

Arbeitsmigration, vornehmlich in die Golfstaaten und Malaysia, ist stark ausgepragt und wird von der Regierung
gefordert. Ca. 8,6 Mio. bangladeschische Staatsangehdrige arbeiten im Ausland. Die Migration wird durch das "Bureau
of Manpower, Employment and Training" (BMET) gesteuert. Daneben existieren weitere Organisationen, die sich der
Bedlirfnisse der Wanderarbeiter vor Ausreise und nach Rlickkehr annehmen. (z.B. "BRAC", "Welfare Association of
Bangladeshi Returnee Employees", "Bangladesh Migrant Centre", "Bangladesh Women Migrants Association").
Dachverband ist das "Bangladesh Migration Development Forum" (BMDF). Diese Organisationen werden aber auch bei
zurlickgefiihrten Personen aktiv (AA 14.1.2016).

Die Vergabe von Mikrokrediten gehort zu den am meisten eingesetzten Instrumenten der Armutsbekdampfung in
Bangladesch. Mal3geblich zu ihrer Verbreitung in Bangladesch beigetragen hat die Grameen Bank. Mittlerweile hat sie
bei den zahlreich vertretenden NGOs im Land Nachahmer gefunden. Auch diese geben nun Kredite an die jeweiligen
Zielgruppen und helfen dabei, Klein- und Kleinstunternehmen zu starten. Ende 2006 wurde dem Grinder der Bank,
Muhammad Yunus, und der Grameen Bank der Friedensnobelpreis verliehen (GIZ 6.2017).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (14.1.2016): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Volksrepublik
Bangladesch

AA - Auswartiges Amt (3.2017b): Wirtschaft, http://www.auswaertiges-
amt.de/DE/Aussenpolitik/Laender/Laenderinfos/Bangladesch/Wirtschaft_node.html, Zurgiff 27.7.2017

CIA - Central Intelligence Agency (26.7.2017): The world factbook

Bangladesh,

https://www.cia.gov/library/publications/the-world-factbook/geos/bg.html, Zugriff 27.7.2017



GIZ - Deutsche Gesellschaft fur Internationale Zusammenarbeit GmbH (6.2017): Wirtschaft & Entwicklung,
https://www.liportal.de/bangladesch/wirtschaft-entwicklung/, Zugriff 28.6.2017

3. Rickkehr

Die Ruckkehr bangladeschischer Staatsangehoriger unterliegt keinen rechtlichen Beschrankungen (AA 14.1.2016). Es
gibt keine Hinweise darauf, dass Abgeschobene bei ihrer Rickkehr nach Bangladesch mit staatlichen Sanktionen oder
Repressionen zu rechnen haben. Sofern es sich um Opfer von Schlepperei handelt, kdnnen sie allerdings auch nicht
mit staatlicher Unterstitzung rechnen. Es gibt einige NGOs, die sich um Menschenhandelsopfer kimmern.
Problematisch ist, dass "erfolglose Ruckkehrer" von ihren Familien und lokalen Gemeinschaften als Schandfleck
betrachtet werden (OB New Delhi 12.2016).

Staatliche Repressionen nach Ruckkehr wegen oppositioneller Tatigkeiten im Ausland (z.B. Demonstrationen und
Presseartikel in Deutschland) sind nicht bekannt. Der International Organization for Migration (IOM) ist kein Fall
bekannt, in dem eine rickgeflhrte Person misshandelt wurde. In einigen seltenen Fallen wurden die Ruckkehrer zu
einem so genannten "General Diary" gebeten. Nach IOM Angaben handelt es sich dabei um ein ca. halbstindiges
Gesprach mit der Immigrationsbehdrde, die die Daten des Ruckkehrers aufnimmt und ihn zum Auslandsaufenthalt
befragt. IOM sind bislang keine Falle bekannt geworden, in denen dem Ruckkehrer ein Nachteil entstanden ist.
Besondere Vorkommnisse sind anldsslich der Durchfihrung der Einreisekontrollen nicht bekannt geworden (AA
14.1.2016).

IOM betreut nur Personen, die freiwillig zurtickkehren und ist am Flughafen Dhaka mit einem Biro und Mitarbeitern
prasent und kann im Rahmen von Betreuungs- und Integrationsvereinbarungen die Betreuung vor Ort Gbernehmen.
Diese Hilfe umfasst die Betreuung und Begleitung anlasslich der Ankunft, soweit erforderlich die Vermittlung von
Kontakten zur Familie des Ruckkehrers und die Vermittlung von Kontakten zu anderen Organisationen, die
weiterfihrende Hilfe leisten kdnnen. Ferner leistet IOM praktische Reintegrationsbetreuung und -begleitung. IOM
Dhaka betreute im vergangenen Jahr abgelehnte Asylbewerber oder andere zuruckgekehrte Personen u. a. aus
Grol3britannien, der Schweiz, Australien und Belgien. IOM bestatigt, dass in Bangladesch familidre und
verwandtschaftliche Unterstitzung letztendlich fur die Ruickkehrer malfgeblich sind und dem Rickkehrer als
Auffangnetz in einer kritischen Lebensphase dienen. Rickkehrer sind, auch ohne die oben genannten Institutionen,
aufgrund der grollen Familien, enger, weit verzweigter Verwandtschaftsverhdltnisse und noch intakter
nachbarschaftlicher bzw. dorflicher Strukturen regelmaRig nicht auf sich allein gestellt (AA 14.1.2016).

Quellen:

AA - Auswartiges Amt (14.1.2016): Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Volksrepublik
Bangladesch

OB New Delhi (12.2016): Asyllanderbericht
I1.1.3. Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz, Rickkehrentscheidung:

Die Voraussetzungen fur die Erteilung einer "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" liegen nicht vor und ist die
Erlassung einer Rickkehrentscheidung geboten. Es ergibt sich aus dem Ermittlungsverfahren Uberdies, dass die
Abschiebung des BF nach Bangladesch zulassig und maoglich ist.

2. Beweiswurdigung:

I1.2.1. Das erkennende Gericht hat durch den vorliegenden Verwaltungsakt Beweis erhoben und ein erganzendes
Ermittlungsverfahren sowie eine Beschwerdeverhandlung durchgefuhrt. Der festgestellte Sachverhalt in Bezug auf den
bisherigen Verfahrenshergang steht aufgrund der auBer Zweifel stehenden Aktenlage fest und ist das ho. Gericht in
der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten Sachverhalt ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen.

I1.2.2. Die Feststellungen zur Person des BF ergeben sich - vorbehaltlich der Feststellungen zur Identitat - aus seinen in
diesem Punkt nicht widerlegten Angaben sowie seinen Sprach- und Ortskenntnissen.

Aufgrund der im Verfahren unterlassenen Vorlage eines unbedenklichen nationalen Originallichtbildausweises konnte



die Identitat des BF nicht festgestellt werden. Soweit dieser namentlich genannt wird, dient dies lediglich der
Identifizierung des BF als Verfahrenspartei. Es bedeutet jedoch nicht die Feststellung der Identitat im Sinne einer
Vorfragebeurteilung iSd 8 38 AVG.

Anzufiihren ist, dass es dem BF aufgrund seiner Staatsangehorigkeit moglich gewesen ware, seine Identitat bei
entsprechender Mitwirkung im Verfahren zu bescheinigen. Der Umstand, dass die Identitat bis dato nicht festgestellt
werden konnte ist letztlich auf die mangelnde Mitwirkung des BF an der Identitatsfeststellung zurtckzufuhren und sind
alle daran anknupfenden Konsequenzen daher vom BF zu vertreten.

11.2.3 Zur Auswahl der Quellen, welche zur Feststellung der asyl- und abschiebungsrelevanten Lage im Herkunftsstaat
herangezogen wurden, ist anzufuhren, dass es sich hierbei aus der Sicht des erkennenden Gerichts um eine
ausgewogene Auswahl verschiedener Quellen -sowohl staatlichen, als auch nichtstaatlichen Ursprungeshandelt,
welche es ermdglichen, sich ein moglichst umfassendes Bild von der Lage im Herkunftsstaat zu machen. Zur
Aussagekraft der einzelnen Quellen wird angefuhrt, dass zwar in nationalen Quellen rechtsstaatlich-demokratisch
strukturierter Staaten - von denen der Staat der Veréffentlichung davon ausgehen muss, dass sie den Behérden jenes
Staates, Uber den berichtet wird, zur Kenntnis gelangen - diplomatische Zurtickhaltung gelbt wird, wenn es um
Sachverhalte geht, fur die auslandische Regierungen verantwortlich zeichnen, doch andererseits sind gerade diese
Quellen aufgrund der nationalen Vorschriften vielfach zu besonderer Objektivitat verpflichtet, weshalb diesen Quellen
keine einseitige Parteiennahme weder fir den potentiellen Verfolgerstaat, noch fur die behauptetermalien Verfolgten
unterstellt werden kann. Hingegen findet sich hinsichtlich der Uberlegungen zur diplomatischen Zuriickhaltung bei
Menschenrechtsorganisationen im Allgemeinen das gegenteilige Verhalten wie bei den oa. Quellen nationalen
Ursprunges. Der Organisationszweck dieser Erkenntnisquellen liegt gerade darin, vermeintliche Defizite in der Lage der
Menschenrechtslage aufzudecken und falls laut dem Daflrhalten -immer vor dem Hintergrund der hier
vorzunehmenden inneren Quellenanalyse- der Organisation ein solches Defizit vorliegt, dies unter der Heranziehung
einer dem Organisationszweck entsprechenden Wortwahl ohne diplomatische Ricksichtnahme, sowie uU mit darin
befindlichen Schlussfolgerungen und Wertungen -allenfalls unter teilweiser AuBerachtlassung einer systematisch-
analytischen wissenschaftlich fundierten Auswertung der Vorfdlle, aus welchen gewisse Schlussfolgerungen und
Wertungen abgeleitet werden- aufzuzeigen (vgl. Erk. des AsylGH vom 1.8.2012, Gz. E10 414843-1/2010).

Die getroffenen Feststellungen ergeben sich daher im Rahmen einer ausgewogenen Gesamtschau unter
Berucksichtigung der Aktualitdt und der Autoren der einzelnen Quellen. Auch kommt den Quellen im Rahmen einer
Gesamtschau Aktualitat zu (zur den Anforderungen an die Aktualitat einer Quelle im Asylverfahren vgl. etwa Erk. d.
VWGH v. 4.4.2001, Gz. 2000/01/0348). Eine maRgebliche Anderung der asyl- und abschieberelevanten Situation ist seit
Erlassung der erstinstanzlichen Entscheidung nicht eingetreten.

Der BF trat den Quellen und deren Kernaussagen, welche in den Landerfeststellungen getroffen wurden, nicht konkret
und substantiiert entgegen.

I1.2.4.1. In Bezug auf den weiteren festgestellten Sachverhalt ist anzufihren, dass die von der belangten Behdrde
vorgenommene Beweiswirdigung (VwWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76; Hauer/Leukauf, Handbuch des
Osterreichischen Verwaltungsverfahrens, 5. Auflage, §8 45 AVG, E 50, Seite 305) im hier dargestellten Rahmen im Sinne
der allgemeinen Denklogik und der Denkgesetze in sich schlissig und stimmig ist.

3. Rechtliche Beurteilung:
I1.3.1. Zustandigkeit, Entscheidung durch den Einzelrichter, Anzuwendendes Verfahrensrecht

Gemald § 7 Abs. 1 Z 1 des Bundesgesetzes, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem
Bundesamt fur Fremdenwesen und Asyl zur Gewahrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln
aus berucksichtigungswirdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen sowie zur Ausstellung von Osterreichischen Dokumenten fir Fremde geregelt werden (BFA-
Verfahrensgesetz - BFA-VG), BGBI | 87/2012 idgF entscheidet das Bundesverwaltungsgericht Uber Beschwerden gegen
Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl.

Gemall § 6 des Bundesgesetzes  Uber  die  Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes
(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz - BVwWGG), BGBI | 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.
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Gegenstandlich liegt somit mangels anderslautender gesetzlicher Anordnung in den anzuwendenden Gesetzen
Einzelrichterzustandigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichts ist durch das Bundesgesetz tiber das
Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | 33/2013 idgF geregelt (8 1
leg.cit.). Gemal3 8 58 Abs 2 VWGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens
dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

§8 1 BFA-VG (Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen Uber das Verfahren vor dem Bundesamt fur
Fremdenwesen und Asyl zur Gewdhrung von internationalem Schutz, Erteilung von Aufenthaltstiteln aus
bertcksichtigungswurdigen Grinden, Abschiebung, Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden
MalRnahmen sowie zur Ausstellung von Osterreichischen Dokumenten fur Fremde geregelt werden, BFA-
Verfahrensgesetz, BFA-VG), BGBI | 87/2012 idFBGBI | 144/2013 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fir alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG und FPG bleiben unberthrt.

Gem. 88 16 Abs. 6, 18 Abs. 7 BFA-VG sind flr Beschwerdevorverfahren und Beschwerdeverfahren, die 88 13 Abs. 2 bis 5
und 22 VWGVG nicht anzuwenden.

Gemal’ § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit es nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben findet, es den angefochtenen Bescheid, die angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher
Befehls- und Zwangsgewalt und die angefochtene Weisung auf Grund der Beschwerde (8 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf
Grund der Erklarung tber den Umfang der Anfechtung (8 9 Abs. 3) zu Uberprufen.

I1.3.4. Frage der Erteilung eines Aufenthaltstitels und Erlassung einer Ruckkehrentscheidung
11.3.4.1. Gesetzliche Grundlagen:

8§ 10 AsylG 2005, Erlassung einer aufenthaltsbeendenden MafRnahme:

§10. (1) Eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz ist mit einer

Ruckkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Auflerlandesbringung gemall dem 8. Hauptstliick des FPG zu

verbinden, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 88 4 oder 4a zurlickgewiesen wird,
2. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 8 5 zurlickgewiesen wird,

3. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezuglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch

der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

4. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des

subsidiar Schutzberechtigten kommt oder
5. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird
und in den Fallen der Z 1 und 3 bis 5 von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemaf 8 57 nicht erteilt wird.

(2) Wird einem Fremden, der sich nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt und nicht in den Anwendungsbereich des
6. Hauptstlckes des FPG fallt, von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemal 8 57 nicht erteilt, ist diese Entscheidung mit

einer Rickkehrentscheidung gemaR dem 8. Hauptstiick des FPG zu verbinden.

(3) Wird der Antrag eines Drittstaatsangehdrigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 88 55, 56 oder 57


https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/33
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/58
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/17
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1961_194_0/1961_194_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1950_173_0/1950_173_0.pdf
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1984_29_0/1984_29_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/1
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2012/87
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/I/2013/144
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/27
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10

abgewiesen, so ist diese Entscheidung mit einer Ruckkehrentscheidung gemalR dem 8. Hauptstick des FPG zu
verbinden. Wird ein solcher Antrag zurlckgewiesen, gilt dies nur insoweit, als dass kein Fall des § 58 Abs. 9 Z 1 bis 3
vorliegt."

§ 57 AsylG 2005, Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz:
8 57.(1) Im Bundesgebiet aufhaltigen Drittstaatsangehdrigen ist von
Amts wegen oder auf begrindeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen:

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehdrigen im Bundesgebiet gemal 8 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG seit
mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafur weiterhin vorliegen, es sei denn, der
Drittstaatsangehérige stellt eine Gefahr firr die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Osterreich dar oder wurde
von einem inlandischen Gericht wegen eines Verbrechens (8 17 StGB) rechtskraftig verurteilt. Einer Verurteilung durch
ein inlandisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein auslandisches Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen
des § 73 StGB entspricht,

2. zur Gewabhrleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und
Durchsetzung von zivilrechtlichen Anspriichen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, insbesondere
an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenziberschreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehorige, der im Bundesgebiet nicht rechtmalig aufhaltig oder nicht niedergelassen ist,
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfugung nach 88 382b oder 382e EO, RGBI. Nr. 79/1896, erlassen wurde
oder erlassen hatte werden konnen und der Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, dass die Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat das Bundesamt vor der Erteilung der
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" eine begriindete Stellungnahme der zustandigen Landespolizeidirektion
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behdrde ist der Ablauf der Fristen gemal Abs. 3 und § 73
AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 2 ist als unzulassig zurlckzuweisen, wenn ein Strafverfahren nicht begonnen wurde oder
zivilrechtliche Anspriche nicht geltend gemacht wurden. Die Behérde hat binnen sechs Wochen tber den Antrag zu
entscheiden.

(4) Ein Antrag gemal3 Abs. 1 Z 3 ist als unzulassig zurlickzuweisen, wenn eine einstweilige Verflgung nach §8§ 382b oder
382e EO nicht vorliegt oder nicht erlassen hatte werden kénnen."

8§ 9 BFA-VG, Schutz des Privat- und Familienlebens:

"8 9. (1) Wird durch eine Ruckkehrentscheidung gemal3§ 52 FPG, eine Anordnung zur Aullerlandesbringung gemal 8
61 FPG, eine Ausweisung gemaR § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemaR 8§ 67 FPG in das Privat- oder Familienleben
des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zuldssig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2
EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu berucksichtigen:

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war,
2. das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwirdigkeit des Privatlebens,

4. der Grad der Integration,

5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,

7. VerstoBe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts,


https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/57
https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/17
https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/73
https://www.ris.bka.gv.at/BgblAltDokument.wxe?Abfrage=BgblAlt&Bgblnummer=79/1896
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/73
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/9
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/52
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/61
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/66
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/67

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten
ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behdrden zurechenbaren Uberlangen
Verzogerungen begrindet ist.

(3) Uber die Zuléssigkeit der Riickkehrentscheidung gemaR § 52 FPG ist jedenfalls begriindet, insbesondere im Hinblick
darauf, ob diese gemaR Abs. 1 auf Dauer unzulassig ist, abzusprechen. Die Unzuldssigkeit einer Ruckkehrentscheidung
gemal § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des Privat- und Familienlebens auf
Umstanden beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloR vortibergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn
die Ruckkehrentscheidung gemal} 8 52 FPG schon allein auf Grund des Privat- und Familienlebens im Hinblick auf
Osterreichische Staatsbulrger oder Personen, die Uber ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes
Niederlassungsrecht (88 45 und 48 oder 88 51 ff Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBI. | Nr. 100/2005)

verfligen, unzulassig ware.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der sich auf Grund eines Aufenthaltstitels rechtmaRig im Bundesgebiet

aufhalt, darf eine Ruckkehrentscheidung gemal §8 52 Abs. 4 iVm 53 Abs. 1a FPG nicht erlassen werden, wenn

1. ihm vor Verwirklichung des mafgeblichen Sachverhaltes die Staatsburgerschaft gemall 8 10 Abs. 1 des
Staatsburgerschaftsgesetzes 1985 (StbG), BGBI. Nr. 311, verliehen hatte werden kénnen, oder

2. ervon klein auf im Inland aufgewachsen und hier langjahrig rechtmaRig niedergelassen ist.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des maf3geblichen Sachverhaltes bereits funf Jahre,
aber noch nicht acht Jahre ununterbrochen und rechtmaRig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels
eigener Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungsschutzes, mangels eigener
Unterkunft oder wegen der Modglichkeit der finanziellen Belastung einer Gebietskorperschaft eine
Ruckkehrentscheidung gemall 88 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn der
Drittstaatsangehorige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und seinen Krankenversicherungsschutz durch
Einsatz eigener Krdfte zu sichern oder eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos

scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen, der vor Verwirklichung des mal3geblichen Sachverhaltes bereits acht Jahre
ununterbrochen und rechtmaflig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf eine Ruckkehrentscheidung gemaR § 52
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemalR8 53 Abs. 3 FPG vorliegen. 8 73
Strafgesetzbuch (StGB), BGBI. Nr. 60/1974 gilt."

8§ 58 AsylG 2005, Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln:

§ 58. (1) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels

gemal § 57 von Amts wegen zu prifen, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz gemaR 88 4 oder 4a zurlickgewiesen wird,

2. der Antrag auf internationalen Schutz bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der

Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des

subsidiar Schutzberechtigten kommt,
4. einem Fremden der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird oder

5. ein Fremder sich nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufhdlt und nicht in den Anwendungsbereich des 6.
Hauptstlickes des FPG fallt.

(2) Das Bundesamt hat einen Aufenthaltstitel gemaRR 8§ 55 von Amts wegen zu erteilen, wenn eine
Riickkehrentscheidung auf Grund des & 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG rechtskraftig auf Dauer fur unzulassig erklart wurde. 8 73
AVG gilt.

(3) Das Bundesamt hat Uber das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prufung der Erteilung eines Aufenthaltstitels

gemal’ 88 55 und 57 im verfahrensabschlieBenden Bescheid abzusprechen.
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(4) Das Bundesamt hat den von Amts wegen erteilten Aufenthaltstitel gemal 88 55 oder 57 auszufolgen, wenn der
Spruchpunkt (Abs. 3) im verfahrensabschlieRenden Bescheid in Rechtskraft erwachsen ist. Abs. 11 gilt.

(5) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemafR 88 55 bis 57 sowie auf Verlangerung eines Aufenthaltstitels
gemal § 57 sind personlich beim Bundesamt zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht selbst handlungsfahig ist, hat
den Antrag sein gesetzlicher Vertreter einzubringen.

(6) Im Antrag ist der angestrebte Aufenthaltstitel gemal 88 55 bis 57 genau zu bezeichnen. Ergibt sich auf Grund des
Antrages oder im Ermittlungsverfahren, dass der Drittstaatsangehorige fur seinen beabsichtigten Aufenthaltszweck
einen anderen Aufenthaltstitel bendtigt, so ist er Uber diesen Umstand zu belehren; 8 13 Abs. 3 AVGgilt.

(7) Wird einem Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 8§ 55, 56 oder 57 stattgegeben, so ist dem Fremden
der Aufenthaltstitel auszufolgen. Abs. 11 gilt.

(8) Wird ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaf3 §§ 55, 56 oder 57 zurlick- oder abgewiesen, so hat das
Bundesamt dartber im verfahrensabschlieRenden Bescheid abzusprechen.

(9) Ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach diesem Hauptstlick ist als unzuldssig zurlckzuweisen, wenn der
Drittstaatsangehorige

1. sich in einem Verfahren nach dem NAG befindet,
2. bereits Uber ein Aufenthaltsrecht nach diesem Bundesgesetz oder dem NAG verflgt oder

3. gemal § 95 FPG Uber einen Lichtbildausweis fur Trager von Privilegien und Immunitaten verfigt oder gemal®s 24
FPG zur Auslibung einer bloR voribergehenden Erwerbstatigkeit berechtigt ist

soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt. Dies gilt auch im Falle des gleichzeitigen Stellens mehrerer
Antrage.

(10) Antrage gemall § 55 sind als unzuldssig zuruckzuweisen, wenn gegen den Antragsteller eine
Ruckkehrentscheidung rechtskraftig erlassen wurde und aus dem begrindeten Antragsvorbringen im Hinblick auf die
Berucksichtigung des Privat- und Familienlebens gemaR § 9 Abs. 2 BFA-VG ein geanderter Sachverhalt, der eine
erganzende oder neue Abwagung gemalR Art. 8 EMRK erforderlich macht, nicht hervorgeht. Antrage gemal3 88 56 und
57, die einem bereits rechtskraftig erledigten Antrag (Folgeantrag) oder einer rechtskraftigen Entscheidung nachfolgen,
sind als unzuldssig zurtckzuweisen, wenn aus dem begrindeten Antragsvorbringen ein malgeblich geanderter

Sachverhalt nicht hervorkommt.

(11) Kommt der Drittstaatsangehdrige seiner allgemeinen Mitwirkungspflicht im erforderlichen AusmaR, insbesondere

im Hinblick auf die Ermittlung und Uberpriifung erkennungsdienstlicher Daten, nicht nach, ist

1. das Verfahren zur Ausfolgung des von Amts wegen zu erteilenden Aufenthaltstitels (Abs. 4) ohne weiteres

einzustellen oder
2. der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zurtickzuweisen.
Uber diesen Umstand ist der Drittstaatsangehérige zu belehren.

(12) Aufenthaltstitel dirfen Drittstaatsangehdrigen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, nur persénlich ausgefolgt
werden. Aufenthaltstitel fur unmuindige Minderjahrige dirfen nur an deren gesetzlichen Vertreter ausgefolgt werden.
Anlasslich der Ausfolgung ist der Drittstaatsangehdrige nachweislich Uber die befristete Gultigkeitsdauer, die
Unzulassigkeit eines Zweckwechsels, die Nichtverlangerbarkeit der Aufenthaltstitel gemal? 88 55 und 56 und die

anschlieBende Méglichkeit einen Aufenthaltstitel nach dem NAG zu erlangen, zu belehren.

(13) Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55 bis 57 begriinden kein Aufenthalts- oder Bleiberecht.
Antrage auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55 und 57 stehen der Erlassung und Durchfuhrung
aufenthaltsbeendender MaBnahmen nicht entgegen. Sie kdnnen daher in Verfahren nach dem 7. und 8. Hauptstlick
des FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten. Bei Antragen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemaR 8 56 hat das
Bundesamt bis zur rechtskraftigen Entscheidung Uber diesen Antrag jedoch mit der Durchfihrung der einer

Ruckkehrentscheidung umsetzenden Abschiebung zuzuwarten, wenn
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1. ein Verfahren zur Erlassung einer Ruckkehrentscheidung erst nach einer Antragstellung gemall § 56 eingeleitet

wurde und

2. die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 8 56 wahrscheinlich ist, woflr die Voraussetzungen des § 56 Abs. 17 1, 2
und 3 jedenfalls vorzuliegen haben."

(14) Der Bundesminister fir Inneres ist ermachtigt, durch Verordnung festzulegen, welche Urkunden und Nachweise
allgemein und fiur den jeweiligen Aufenthaltstitel dem Antrag jedenfalls anzuschlieBen sind. Diese Verordnung kann
auch Form und Art einer Antragstellung, einschlieflich bestimmter, auschlieBlich zu verwendender Antragsformulare,
enthalten.

8 52 FPG, Ruckkehrentscheidung:

"8 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehérigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rlckkehrentscheidung zu

erlassen, wenn er sich
1. nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhalt oder

2. nicht rechtmaBig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rickkehrentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen
ab Ausreise eingeleitet wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehorigen hat das Bundesamt unter einem €& 10 AsylG 2005) mit Bescheid eine
Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. dessen Antrag auf internationalen Schutz wegen Drittstaatsicherheit zurtickgewiesen wird,

2. dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl beziiglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als
auch der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird,

3. ihm der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des subsidiar
Schutzberechtigten kommt oder

4. ihm der Status des subsidiar Schutzberechtigten aberkannt wird

und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht fir begunstigte
Drittstaatsangehorige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehdrigen hat das Bundesamt unter einem mit Bescheid eine Rickkehrentscheidung zu
erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemal3 88 55, 56 oder 57 AsylG 2005 zuruck- oder

abgewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der sich rechtmalig im Bundesgebiet aufhalt, hat das Bundesamt mit
Bescheid eine Ruckkehrentscheidung zu erlassen, wenn

1. nachtraglich ein Versagungsgrund gemaf3 § 60 AsylG 2005 oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG eintritt oder bekannt wird, der
der Erteilung des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels, Einreisetitels oder der erlaubten visumfreien Einreise
entgegengestanden ware,

2. ihm ein Aufenthaltstitel gemall 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er der Arbeitsvermittlung zur Verfigung
steht und im ersten Jahr seiner Niederlassung mehr als vier Monate keiner erlaubten unselbstandigen Erwerbstatigkeit
nachgegangen ist,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemalR 8 8 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 NAG erteilt wurde, er langer als ein Jahr aber kirzer als funf
Jahre im Bundesgebiet niedergelassen ist und wahrend der Dauer eines Jahres nahezu ununterbrochen keiner
erlaubten Erwerbstatigkeit nachgegangen ist,

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (8 11 Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemaf3 8 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBI. I. Nr. 68/2017 aus Grinden, die
ausschlief3lich vom Drittstaatsangehdrigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfullt wurde.

Werden der Behdrde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rickkehrentscheidung rechtfertigen, so ist diese
verpflichtet dem Bundesamt diese unter Anschluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des
Verlangerungsverfahrens gemdal3§ 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstande zu wirdigen, die der


https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/52
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/10
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/60
https://www.jusline.at/gesetz/nag/paragraf/24

Drittstaatsangehorige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Behdrde nach dem NAG bereits hatte nachweisen
kénnen und mussen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehorigen, der vor Verwirklichung des maRgeblichen Sachverhaltes auf Dauer rechtmaRig
niedergelassen war und uber einen Aufenthaltstitel "Daueraufenthalt - EU" verflugt, hat das Bundesamt eine
Rackkehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemal 8 53 Abs. 3 die Annahme rechtfertigen, dass
dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwartige, hinreichend schwere Gefahr fur die 6ffentliche Ordnung oder Sicherheit
darstellen wirde.

(6) Ist ein nicht rechtmaRig im Bundesgebiet aufhaltiger Drittstaatsangehdriger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder
einer sonstigen Aufenthaltsberechtigung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverziglich in das Hoheitsgebiet
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehdrige nachzuweisen. Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung
nicht nach oder ist seine sofortige Ausreise aus dem Bundesgebiet aus Grunden der offentlichen Ordnung oder
Sicherheit erforderlich, ist eine Ruckkehrentscheidung gemaf? Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Riickkehrentscheidung gemal Abs. 1 ist abzusehen, wenn ein Fall des & 45 Abs. 1 vorliegt
und ein Ruckibernahmeabkommen mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehorige
zuruckgeschoben werden soll.

(8) Die Ruckkehrentscheidung wird im Fall des§ 16 Abs. 4 BFA-VG oder mit Eintritt der Rechtskraft durchsetzbar und
verpflichtet den Drittstaatsangehdrigen zur unverziiglichen Ausreise in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemaR
unionsrechtlichen oder bilateralen Rickibernahmeabkommen oder anderen Vereinbarungen oder einen anderen
Drittstaat, sofern ihm eine Frist fur die freiwillige Ausreise nicht eingerdaumt wurde. Im Falle einer Beschwerde gegen
eine Rickkehrentscheidung ist § 28 Abs. 2 Bundesgesetz Uber das Verfahren der Verwaltungsgerichte
(Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz - VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 auch dann anzuwenden, wenn er sich zum
Zeitpunkt der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet aufhalt.

(9) Mit der Ruckkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, ob die Abschiebung des Drittstaatsangehdrigen gemaf
§ 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zuldssig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaates, in
den der Drittstaatsangehorige abgeschoben werden soll, aus vom Drittstaatsangehdrigen zu vertretenden Grinden

nicht maéglich ist.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehdrigen gemaR § 46 kann auch Uber andere als in Abs. 9 festgestellte

Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rickkehrentscheidung deren Unzuldssigkeit gemaf3s 9
Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwagung gemal 8 9 Abs. 1 BFA-VG vorzunehmen, wenn der Fremde in der
Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt hat, das die Erlassung einer Rickkehrentscheidung rechtfertigen wiirde."

8§ 55 FPG, Frist fur die freiwillige Ausreise
§ 55. (1) Mit einer Ruckkehrentscheidung gemafd § 52 wird zugleich
eine Frist fur die freiwillige Ausreise festgelegt.

(1a) Eine Frist fur die freiwillige Ausreise besteht nicht fur die Falle einer zurickweisenden Entscheidung gemafR§ 68
AVG sowie wenn eine Entscheidung auf Grund eines Verfahrens gemaR § 18 BFA-VG durchfihrbar wird.

(2) Die Frist fur die freiwillige Ausreise betrdgt 14 Tage ab Rechtskraft des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer
vom Bundesamt vorzunehmenden Abwagung festgestellt wurde, dass besondere Umstdnde, die der
Drittstaatsangehdrige bei der Regelung seiner persdnlichen Verhaltnisse zu berucksichtigen hat, die Grinde, die zur
Erlassung der Rickkehrentscheidung geflihrt haben, Gberwiegen.

(3) Bei Uberwiegen besonderer Umstiande kann die Frist fiir die freiwillige Ausreise einmalig mit einem ldngeren
Zeitraum als die vorgesehenen 14 Tage festgesetzt werden. Die besonderen Umstande sind vom
Drittstaatsangehorigen nachzuweisen und hat er zugleich einen Termin fir seine Ausreise bekanntzugeben. § 37 AVG
gilt.

(4) Das Bundesamt hat von der Festlegung einer Frist fir die freiwillige Ausreise abzusehen, wenn die aufschiebende
Wirkung der Beschwerde gemal? § 18 Abs. 2 BFA-VG aberkannt wurde.


https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/16
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https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/9
https://www.jusline.at/gesetz/fpg/paragraf/55
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/68
https://www.jusline.at/gesetz/bfa-vg/paragraf/18
https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/37
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